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Er sei gekommen, um zu erfahren,
welches die Sicht der Afghanen auf
die Dinge sei, sagte Holbrooke bei
seinem Auftritt vor den Medien.
Nach der Ankunft in Kabul hatte er
sich zuerst mit ausländischen und
afghanischen Militärs getroffen
und auch Vertretern von Hilfswer-
ken und internationalen Organisa-
tionenzuGesprächengeladen.Erst
danach stand dasTreffen mit Präsi-
dent Hamid Karzai auf dem Pro-
gramm.

Holbrooke überbrachte Karzai
dann jedoch eine ermutigende
Nachricht: Afghanistan soll bei der
Überprüfung der amerikanischen
Strategie im Kampf gegen den Ter-
ror inderRegionindieKonsultatio-
nen einbezogen werden. Präsident
Karzai reagierte sichtlich erleich-

Holbrooke in Afghanistan
Die USA stützen Präsident Karzai weiter und wollen ihre Strategie ändern

tert. «Ich bin dankbar, dass Mister
Obama meinen Vorschlag ange-
nommen hat», sagte er. Die Miss-
stimmung zwischen den USA und
demafghanischenPräsidentenwar
in letzter Zeit immer deutlicher zu-
tage getreten. Die USA äusserten
angesichts der grassierenden Kor-
ruption und der immer prekärer
werdenden Sicherheitslage ihre
Zweifel an Karzais Fähigkeiten als
Regierungschef öffentlich. Aussen-
ministerin Hillary Clinton nannte
Afghanistan kürzlich einen Dro-
gen-Staat. Mit der Ankündigung
Holbrookes, Karzai in die Strategie-

gespräche einzubeziehen, signali-
sieren die USA dem angeschlage-
nen Regierungschef nun, dass
Washington immer noch bereit ist,
ihn zu unterstützen.

Ein Affront für Karzai

Karzai hatte seinerseits in letzter
Zeit immer öfter Kritik an den USA
geäussert. Am vergangenen Freitag
kritisierte er in einem Interview mit
dem TV-Senders Al-Jazira das Vor-
gehen der US-Streitkräfte in Afgha-
nistan scharf. Er verwies auch dar-
auf, dass er fast vier Wochen nach
dem Amtsantritt von Barack Oba-

Der US-Sondergesandte für
Afghanistan und Pakistan,
Richard Holbrooke, ist am
Samstag in Kabul eingetroffen.
Anders als in Pakistan, der
ersten Station seiner Antritts-
visite in der Region, trat er zum
Abschluss des Besuchs in
Afghanistan vor die Presse.
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ma noch nicht mit diesem gespro-
chen habe. Dies wertete Karzai
offenbar als Affront.

Die Überprüfung der Strategie
im Kampf gegen denTerror, die US-
Präsident Obama schon vergange-
ne Woche angekündigt hatte, soll
militärische und zivile Aspekte des
amerikanischen Engagements in
der Region umfassen. Holbrooke
machte in Kabul deutlich, wie hoch
der Stellenwert eines stabilen Af-
ghanistans für die USA sei. Zentral
bei den Bemühungen der USA sei,
«die gemeinsamen Anstrengungen
in der Region zu verbessern«, sagte
er. Obama selbst hatte bekannt ge-
geben, er prüfe, weitere 30000 Sol-
daten nach Afghanistan zu entsen-
den, was eine Verdoppelung der
US-Truppen bedeuten würde.

Zudem soll laut Holbrooke die
afghanische Armee künftig stärker
in Planung und Ausführung von
Angriffen der ausländischen Trup-
pen auf Taliban-Stellungen einbe-
zogen werden. Damit soll erreicht
werden, dass weniger afghanische
Zivilisten bei Angriffen sterben.
Präsident Karzai begrüsste das.
Denn die hohe Zahl ziviler Opfer
bringt die Bevölkerung ganz
besonders gegen die ausländi-
schenTruppen auf – und Karzai in
Bedrängnis.

Versuchen die Differenzen auszuräumen: Richard Holbrooke (l.) und der afghanische Präsident Hamid Karzai.

Waffen verschwunden
Das US-Verteidigungsministeri-
um weiss nicht, wohin mehr als
ein Drittel der an die afghanische
Armee gelieferten Waffen gegan-
gen sind. In einem am Freitag
veröffentlichten Bericht des
Rechnungshofes des Kongresses
heisst es, das Pentagon habe we-
genNachlässigkeitundPersonal-
mangel versäumt, über den Ver-
bleib von mehr als 87000 Waffen
Buch zu führen. Bei den Waffen
handelt es sich unter anderem

um Sturmgewehre und Granat-
werfer. Das Pentagon bestritt die
Vorwürfe nicht, erklärte aber, die
Versäumnisse seien inzwischen
behoben.Eswirdbefürchtet,dass
Waffen, über deren Verbleib
nichts mehr bekannt ist, an die
Taliban und an Al-Kaida verkauft
wurden. Private Vertragsfirmen
desPentagonsberichtetenmehr-
mals, dass afghanische Sicher-
heitskräfte Waffen an feindliche
Kämpfer verkauften. (bel)

Vor 20 Jahren verliessen die Russen Afghanistan

Die Nato habe in Afghanistan
viele Fehler der Sowjet-Armee
wiederholt, sagt Viktor Korgun,
Leiter der Afghanistan-Abtei-
lung am Institut für Orienta-
listik der Russischen Akademie
der Wissenschaften. Nur grosse
internationale Anstrengung
könne einen Frieden bringen.

«BUND»: Es scheint, als stecke die
Nato in Afghanistan in einer ähn-
lich ausweglosen Situation wie die
Sowjetunion, die vor 20 Jahren aus
Afghanistan abgezogen ist.Wurden
die gleichen Fehler gemacht?
VIKTOR KORGUN: Die Situationen
unterscheiden sich grundsätz-
lich. Der Krieg der Achtzigerjahre
war das Spiegelbild der politi-
schen und militärischen Kon-
frontation zwischen der kapita-
listischen und der sozialistischen
Welt. Heute sorgt sich der ganze
Globus um den Konflikt. Viele
Fehler wurden aber wiederholt.
Sowohl die russischen Soldaten
als auch jene der Nato kämpfen
mit verbundenen Augen. Sie ken-
nen Afghanistan nicht, weder sei-
ne Geschichte und die Traditio-
nen noch den Islam. Ein weiterer
Fehler: Wir haben auf die kom-
munistische Partei gesetzt, die
nicht populär war. Jetzt setzt man
Karzai und eine sehr schwache
Regierung, die ohne Unterstüt-
zung im Land sind. Die USA wie
auch wir damals setzen auf unzu-
verlässige Verbündete. Die USA
haben begonnen, Warlords und
Drogenbaronen zu helfen, Leu-
ten, in deren Mentalität Demo-
kratie nicht existiert. Sie interes-
sieren nur Macht und Geld.

Was wäre der Schlüssel zum Erfolg?
Ganz allgemein gesagt, geht es

darum, die Wirtschaft zu fördern,
die Menschen zu ernähren und ih-
nen Arbeit zu geben. Die Arbeits-
losigkeit liegt bei mindestens
40 Prozent, vor allem die Jungen
sind betroffen. Sie schliessen sich
denTaliban an. Nicht weil sie Karzai
nicht mögen, sondern weil die Tali-
ban bezahlen und sie ganz einfach
ihre Familien ernähren müssen.
Heute wird zwar Entwicklungshilfe
geleistet, aber sie ist nicht effektiv
und vor allem viel zu niedrig. Die
USA geben an einem Tag für den
Krieg 100 Millionen Dollar aus und
7 Millionen Dollar für den Wieder-
aufbau. Dieses Ungleichgewicht
muss geändert werden.

Halten Sie die von den USA geplan-
te Truppenaufstockung demnach
für falsch?

Nein, das ist richtig, aber das
verändert die Situation nicht radi-
kal. 2007 war die militärische Prä-
senz der Taliban in 52 Prozent des
afghanischen Territoriums spür-
bar. 2008 wuchs diese Zahl auf 72
Prozent an. Zudem gilt es nicht nur
gegen die Taliban zu kämpfen. Die
Taliban sind zwar die stärksten
Widersacher Karzais, aber es gibt
auch noch weitere Parteien, krimi-
nelle Gruppen und Drogenbarone.
Die einen kämpfen aus ideologi-
scher Überzeugung, die anderen
um ihrTerritorium und ihre Macht.

Russland scheint die Situation je-
doch auch nutzen zu wollen, um
seine Position in Zentralasien zu
stärken?

Moskau unternimmt entschie-
dene Schritte, um sich als Füh-
rungsmacht in Zentralasien zu
präsentieren. Es hat seine Position
dort in den Neunzigerjahren einge-
büsst. Die USA nutzten dies aus
und liessen den zentralasiatischen
Staaten beträchtliche Wirtschafts-
hilfe zukommen. Nun versucht
Moskau, die USA wieder aus der
Region zu drängen.

Im August sollen in Afghanistan
Präsidentschaftswahlen stattfin-
den.Wer sollte aus Ihrer Sicht
gewinnen?

Ich würde Karzai wählen. Es gibt
interessante alternative Figuren,
aber die sind noch nicht bereit, an
der Spitze des Staates zu stehen.
Vor zwei Wochen reisten vier
potenzielle Kandidaten nach Wa-
shington, um sich zu präsentieren.

Sagten Sie nicht, Karzai sei ein
schwacher Präsident?

Ja, aber andere werden noch
schwächer sein. Karzai hat nun be-
reits viel Erfahrung gewonnen und
breite internationale Kontakte.
Man muss ihm mehr helfen.

Ist dieser Krieg gegen die Taliban
denn überhaupt zu gewinnen, oder
sollte man nicht den Dialog
suchen?

Man muss die Truppen der Nato
aufstocken, um die Taliban maxi-
mal zu schwächen. Nur danach
kann man Gespräche aufnehmen.
Im Moment sind sie in einer starken
Position und können Bedingungen
stellen, die nicht annehmbar sind.

Interview: ChristianWeisflog,
Moskau

«Kampf mit
verbundenen Augen»

Neuer Regierungschef
SOMALIA Das Übergangsparlament
hat am Samstag der Ernennung von
Omar Abdirashid Ali Sharmarke zum
neuen Ministerpräsidenten zuge-
stimmt. Mit 414 gegen neun Stim-
men wurde der Sohn des 1969 er-
mordeten ersten zivilen Präsidenten
des Landes als Regierungschef be-
stätigt, dies teilte das Uno-Büro für
Somalia in Nairobi mit. Der neue
somalische Präsident Sheik Sharif
Ahmed hatte Sharmarke am Freitag
nominiert. (dp)

Gewalt von Neonazis
DEUTSCHLAND Neonazis haben
mehrere Busse mit Leuten, die un-
terwegs zu der Grossdemonstration
gegen Rechte in Dresden waren,
überfallen und fünf Personen zum
Teil schwer verletzt. Ein Opfer erlitt
einen Schädelbruch und muss heute
operiert werden. Mehrere Tausend
Menschen nahmen an der Demons-
tration anlässlich des 64. Jahrestages
der Zerstörung Dresdens teil. Ein
überparteiliches Bündnis mit dem
Namen «Geh Denken», wehrt sich
dagegen, dass dieser Tag von Rechts-
extremen vereinnahmt wird. 5000
Neonazis demonstrierten ebenfalls
in Dresden. (ap)

KURZ

Dmitri Medwedew drängt es in die
Medien. In Zukunft will Russlands
Präsident einmal im Monat in ei-
nem Fernsehinterview die Nation
über die Lage im Lande informie-
ren. «Es ist sehr wichtig, die Wahr-
heit zu sagen und über alle Schwie-
rigkeiten zu sprechen», erklärte er
bei seinem ersten Fernsehauftritt
am Samstag.

Seine Worte klingen zwar eher
banal, aber die Agentur Rosbalt be-
zeichnete sie als «weiteren Schritt
zuröffentlichenFestigungderPosi-
tion des Präsidenten». Eine Posi-
tion, die bisher von der Allmacht
Wladimir Putins überschattet wur-
de, dem Premier und politischen
Ziehvater Medwedews.

NeunMonatenachdemMedwe-
dew Putin als Staatschef beerbt hat,
sammelt Russlands politische Sze-
ne plötzlich fleissig Hinweise für ei-
nen Machtkampf zwischen Pre-

Streiten sich da die Gockel?
In Russland wird über ein Zerwürfnis zwischen Medwedew und Putin spekuliert

mier und Präsident. Am vergange-
nenDonnerstagüberraschtederim
Exil lebende Oligarch Boris Bere-
sowskiinLondonmiteinemAngriff
auf Putin. «Putin und seine Clique
haben sehr viel schmutziges Geld
gemacht und versuchen, es welt-
weit zu investieren», erklärte er im
TV-Sender Sky News. Das war die
erste öffentliche Äusserung Bere-
sowskis seit Monaten.

«Langsamer als erwartet»

«In letzter Zeit gibt es Hinweise,
die den Verdacht nähren, Putin
und Medwedew hätten sich ent-
zweit», sagt der russische Politolo-
ge Wladimir Pribylowski. «Offen-
bar setzt Beresowski seine letzten
Kopeken auf diesen möglichen
Konflikt. Und auf einen Abstieg
Putins.»Tatsächlich wird zwischen
Putin und Medwedew nicht mehr
einfach Harmonie demonstriert.
Mitte Januar kritisierte Medwedew
die Antikrisenpolitik des Kabinetts

Putin: «Geplante Massnahmen
werden langsamer realisiert, als
wir erwarten», sagte er, «und vor
allem langsamer, als die Lage es
erfordert.» Wenige Tage später
bremsten Parlamentarier, die als
Gefolgsleute von Medwedew gel-
ten, in der Staatsduma einen ver-
schärften Gesetzesentwurf zur
Bekämpfung von Spionage und
Vaterlandsverrat aus. Eingebracht
von Putins Regierung. Schon im
DezemberhatteMedwedewNikita
Belych, einen liberalen Oppositio-
nellen, zum neuen Gouverneur
von Kirow vorgeschlagen – sehr
zum Ärger Putins, der Belych nur
eine äusserst ungnädige Audienz
gewährte.

Ende Januar aber traf sich der
Präsident gar mit dem Chefredak-
tor der oppositionellen «Nowaja
Gaseta»,umseinBeileidfürdenTod
des Rechtsanwalts Stanislaw
Markelow und der Journalistin
Anastasija Baburowa zu äussern,

S T E F A N S C H O L L , M O S K A U die einige Tage zuvor in Moskau er-
mordet worden waren. Ganz an-
dersPutin2006:NachdemMordan
Anna Politkowskaja, Reporterin bei
«Nowaja Gaseta», sagt er nur, ihre
Artikel hätten Russland weniger
geschadet als ihr Tod.

Kein Gespräch ohne Protokoll

Die Medien spekulieren nun
über eine neue Frontlinie zwischen
Putin, der Bürokratie und den
Sicherheitsorganen auf der einen
Seite und Medwedew mit der Un-
ternehmerschaft und marktwirt-
schaftlich orientierten Reformern
auf der anderen Seite. Die «Wa-
shington Post» zitiert sogar eine
anonyme Quelle aus dem Kreml,
die behauptet, Putin und Medwe-
dew träfen sich nur noch in Anwe-
senheit eines Protokollanten. Zu-
vor habe es zu viele «Missverständ-
nisse» gegeben. «Das ist ein sehr
schlechtes Zeichen», sagen Leute
aus dem Kreml.

KENIA Eine Gesetzesinitiative zur
Einrichtung eines Tribunals, das
überdieHintermännerderGewalt-
aktevomvergangenenJahrurteilen
sollte, hat im Parlament nicht die
nötige Zweidrittelmehrheit er-
reicht, obwohl sich Präsident Mwai
Kibaki und sein ehemaligen Her-
ausforderer, Premierminister Raila
Odinga, für das Tribunal starkge-
macht hatten.

Viele Abgeordnete haben offen-
bar gegen das Tribunal gestimmt,
weilsiesichselbstundParteifreunde
schützenwollten.Anderetrauender
kenianischen Justiz nicht und
möchten die Verdächtigen vom
Internationalen Strafgerichtshof in
Den Haag abgeurteilt sehen. Das ist
nicht ausgeschlossen, denn der
Richters PhilipWaki, der eine Unter-
suchungskommissionzudenUnru-
hen geführt hatte, hat vorgekehrt,
dass die Namen der Hauptverdäch-
tigendemDenHaagerGerichtüber-
geben werden, falls das Tribunal bis
zum 1. März dieses Jahres nicht zu-
stande gekommen ist. (jod)

Parlament gegen
Sondertribunal
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